
An den
AUSSCHUSS DER RECHTSANWALTSKAMMER
Justizpalast - Gerichtsplatz 1 
39100 BOZEN 
GEGENSTAND: Antrag auf Befähigung zur Vertretungsbefugnis im Sinne des Art. 41 Abs. 12 des Gesetzes Nr. 247/12*

Der/Die unterfertigte Dr.      , geboren in       am      , Steuernummer      , wohnhaft in (PLZ)       Ort      , Str.      Hausnr.      , Tel.      ,Handy      , E-Mail      , Pec      , eingetragen im Sonderverzeichnis der Rechtsanwaltsanwärter mit Beschluss vom       und mit Berufsdomizil im Sprengel des Landesgerichts Bozen, wo er/sie weiterhin das Anwaltspraktikum in der Kanzlei des/der RA Dr.       absolviert,
b e a n t r a g t
dass dieser ehrenwerte Ausschuss ihn/sie zur Vertretungsbefugnis laut Art. 41 Abs. 12 des Gesetzes 31.12.2012, Nr. 247, befähigen möge.
Zu diesem Zwecke,
e r k l ä r t
der/die Unterfertigte, im Sinne des Art. 46 des DPR 445/2000, im Bewusstsein des Verfalls der Vergünstigungen nach Art. 75 des DPR 445/2000 und der strafrechtlichen Folgen, welche von Art. 76 des vorgenannten DPR für Urkundenfälschung und Falscherklärungen vorgesehen sind,

	1. 
	das erste oder mehrere Semester des Anwaltspraktikums regulär absolviert zu haben;

	2. 
	ein makelloses Verhalten laut der Vorgaben des Standesrechts zu haben; 

	3. 
	dass kein Unvereinbarkeitsfall gemäß Art. 18 des Gesetzes vom 31.12.2012 Nr. 347 vorliegt;

	4. 
	im vollen Besitz der bürgerlichen Rechte zu sein;

	5. 
	nicht der Durchführung von Haftstrafen, Sicherungs- oder Verbotsmaßnahmen zu unterliegen;

	6. 
	dass keine strafrechtlichen Verurteilungen auch in Folge von Strafzumessung wegen Straftaten laut Art. 51, c. 3-bis der StPO und wegen jener laut Artt. 372, 373, 374, 374 bis, 377, 377 bis, 380 e 381 StGB gegen ihn/sie ausgesprochen wurden;

	7. 
	keine Kenntnis von behängenden Strafverfahren gegen die eigene Person zu haben;

	8. 
	kein behängendes Verfahren an sämtlichen Staatsanwaltschaften des nationalen Staatsgebietes zu haben; bzw. folgende Verfahren behängend zu haben: _____________________________________________________

	9. 
	im Sinne der Bestimmungen nach Art. 7 des Gesetzes 247/12, ein Verwandtschafts-, Ehegatten-, Schwägerschafts-, Lebensgemeinschaftsverhältnis mit Richtern, relevant im Sinne der Bestimmungen des Art. 18 der Gerichtsordnung K.D. 30.01.1941, Nr. 12 zu haben: 

JA          NEIN

wenn mit JA geantwortet wurde, bitte Namen und Aufgabengebiet des Richters/der Richterin angeben, mit welchem/r ein Verwandtschafts-, Ehegatten-, Schwägerschafts-, Lebensgemeinschaftsverhältnis besteht: ……………………………………………….;

	10. 
	dass die eigene Mehrwertsteuernummer wie folgt lautet: _________________________ / Dass er/sie noch nicht im Besitz einer Mehrwertsteuernummer ist.


Er / sie verpflichtet sich
jede Abänderung der oben genannten Erklärung mitzuteilen.

Er/Sie erklärt des Weiteren,
im Sinne der Art. 13 der EU Verordnung 2016/679 (Datenschutzgrundverordnung) vom Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Bozen informiert worden zu sein, welcher die persönlichen, auch besonderen Daten und Fotos verarbeiten wird, die ihm von der/dem Unterfertigten zur Verfügung gestellt werden, für die Zwecke der Datenschutzgrundverordnung, insbesondere zur Erfüllung der Verpflichtungen laut oben genannter Verordnung. Die Zurverfügungstellung der Daten ist verpflichtend, wobei in Ermangelung derselben Daten die institutionellen Zwecke, welche von der Berufsordnung vorgesehen sind, nicht erfüllt werden können. Die Daten werden nur für den für die Beibehaltung der regulären Eintragung im Berufsverzeichnis notwendigen Zeitraum verarbeitet und im Sinne der Bestimmungen über die Speicherung von Verwaltungsunterlagen aufbewahrt. Die Daten werden weder an Dritte weitergegeben, noch verbreitet, mit Ausnahme der vom Gesetz vorgesehenen Fälle. Der/die Interessierte hat das Recht, beim Inhaber der Datenverarbeitung Zugriff zu den persönlichen Daten zu erhalten, die Korrektur oder Löschung derselben zu verlangen, bzw. die Begrenzung der Verarbeitung, außerdem kann er/sie sich der Verarbeitung widersetzen (Artt. 15 und ff. GSDVO). Der/die Interessierte kann außerdem, bei Vorliegen der Voraussetzungen, Beschwerde beim Garanten für den Datenschutz als Kontrollorgan gemäß den vorgesehenen Verfahren erheben. Der Inhaber der Datenverarbeitung ist der Ausschuss der Rechtsanwaltskammer von Bozen, Justizpalast – Gerichtsplatz Nr. 1 – 39100 Bozen. Er/Sie erklärt somit, der Verarbeitung der persönlichen, auch besonderen Daten, welche zur Verfügung gestellt werden, durch den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer Bozen zuzustimmen und zwar im Rahmen und für die oben genannten Zwecke.

Bozen, den __________________
Mit freundlichen Grüßen

________________________________________
Unterschrift
(Die Unterschrift muss in Anwesenheit eines beauftragten Verwaltungsbeamten getätigt werden.)
Es werden folgende Anlagen beigelegt:

· Kopie der Einzahlungsbestätigung für die Zuzahlung des integrierenden Jahresbeitrags in Höhe von € 45,00.- (fünfundvierzig/00),wenn Sie bereits den Beitrag für das laufende Jahr gezahlt haben:
mittels Banküberweisung auf das Kontokorrent des Ausschusses der Anwaltskammer bei der Banca Intesa San Paolo IBAN: IT39 B030 6911 6191 0000 0006 440 BIC: BCITITMM, Verwendungszweck: Integrierung Jahresbeitrag + eigener Vor- und Zuname.
· Andernfalls nichts zum Zeitpunkt des Antrags und warten auf die Ausstellung der pagoPA von € 115,00 - (einhundertfünf/00);
· Zahlungsbestätigung mittels Mod. F23 über den Betrag von € 168,00 an staatlicher Konzessionsgebühr. 
Das Formular F.23 liegt in jeder Bank/Postamt auf. Bei der Überweisung sind folgende Daten anzugeben:  Punkt 6. Büro oder Körperschaft: Kodex TBD angeben wenn das eigene Berufsdomizil sich in Bozen befindet; TBF: wenn sich das eigene Steuerdomizil in Meran befindet; TBE: wenn das eigene Steuerdomizil sich in Brixen oder Bruneck befindet. ; Punkt 9. Grund: DR angeben.; Punkt  11. Abgabenkodex:  Kodex 729T angeben. 
*Art.41 Abs. 12 des Gesetzes Nr. 247/2012
Während der Absolvierung des Anwaltspraktikums kann derjenige Rechtsanwaltsanwärter, der seit sechs Monaten im Verzeichnis der Rechtsanwaltsanwärter eingetragen und im Besitz des Hochschulabschlusses in Rechtswissenschaften ist, die Berufstätigkeit in Vertretung des Rechtsanwalts, bei welchem er das Praktikum absolviert, und jedenfalls unter dessen Aufsicht und dessen Verantwortung, ausüben, und zwar auch wenn es sich um Angelegenheiten handelt, welche dieser nicht selbst verfolgt; und zwar im Zivilrechtsbereich, vor dem Landesgericht und dem Friedensgericht und im Strafrechtsbereich bei Angelegenheiten vor dem Friedensrichter, beschränkt auf den Bereich der Vergehen und jenen, welche vor Inkrafttreten des GvD vom 19.02.1998, Nr. 51 in den Aufgabenbereich des Bezirksrichters fielen. 

Die Befähigung entfaltet ihre Wirkung ab der Eintragung in das Sonderverzeichnis. Sie kann höchstens fünf Jahre andauern, vorbehaltlich die Fälle einer Suspendierung von der Berufstätigkeit, welche nicht auf ein Disziplinarverfahren zurückzuführen sind, und vorausgesetzt, dass die Eintragungsvoraussetzungen in das Register fortbestehen. 
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Das Gesuch ist mit


Stempelmarke zu �€ 16,00 zu versehen








